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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 2. März 1983 zur Änderung 
des Übereinkommens zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch das 
Einbringen durch Schiffe und Luftfahrzeuge 
— Drucksache 10/3647 — 


A. Problem 

Das Internationale Übereinkommen von 1972 zur Verhütung 
der Meeresverschmutzung durch das Einbringen durch 
Schiffe und Luftfahrzeuge enthält keine Regelungen über die 
Verbrennung von Abfällen und sonstigen Stoffen auf See. 


B. Lösung 

Diese Lücke im geltenden Übereinkommen soll jetzt geschlos- 
sen werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 



Drucksache 10/5613 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Dem Gesetzentwurf — Drucksache 10/3647 — wird zugestimmt. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, darauf zu drängen, daß die nach dem 
Übereinkommen vom 15. Februar 1972 eingesetzte Oslo-Kommission sofort 
nach Inkrafttreten des Protokolls vom 2. März 1983 Zusammentritt, um einen 
möglichst nahen Zeitpunkt für die Beendigung von Verbrennungen auf See 
festzusetzen. 


Bonn, den 4. Juni 1986 

Der Ausschuß für Verkehr 

Lemmrich Buckpesch 

Vorsitzender Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten Buckpesch 


Die oben angegebene Vorlage wurde in der 156. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 12. September 
1985 dem Ausschuß für Verkehr federführend sowie 
dem Innenausschuß und dem Verteidigungs aus- 
schuß zur Mitberatung überwiesen. Der Ausschuß 
für Verkehr hat die Vorlage in seiner Sitzung am 
4. Juni 1986 behandelt. 

Das geltende Internationale Übereinkommen von 
1972 zur Verhütung der Meeresverschmutzung 
durch das Einbringen durch Schiffe und Luftfahr- 
zeuge („Oslo-Übereinkommen“) enthält keine Rege- 
lungen über die Verbrennung von Abfällen und son- 
stigen Stoffen auf See. Durch das jetzt zur Ratifizie- 
rung anstehende Änderungsprotokoll soll diese 
Lücke geschlossen werden. Es soll künftig folgen- 
des gelten: 

1. Für die Verbrennung von Abfällen auf See ist 
eine Verbrennungserlaubnis einer zuständigen 
innerstaatlichen Behörde erforderlich. Sie darf 
nur erteilt werden für bestimmte Stoffgruppen 
und auch nur dann, wenn eine Vernichtung an 
Land nicht möglich ist 

2. Jedes für eine Verbrennung auf See benutzte 
Verbrennungssystem bedarf der Genehmigung 
durch eine Vertragspartei in einem bestimmten 
Verfahren. 

Bonn, den 4. Juni 1986 
Buckpesch 


3. Der Betrieb des Verbrennungssystems wird 
überwacht, damit bestimmte technische Anforde- 
rungen erfüllt werden. Es müssen außerdem be- 
stimmte Kriterien bei der Auswahl von Verbren- 
nungsgebieten auf See eingehalten werden. 

4. Es ist vorgesehen, die Seeverbrennung von Ab- 
fällen an einem noch festzusetzenden Zeitpunkt 
vollständig zu beenden. 

Für die deutsche Seite ändert sich durch dieses Zu- 
satzprotokoll die Rechtslage nicht grundsätzlich, 
weil die Erlaubnispflicht für die Verbrennung von 
Abfällen auf See bereits vorweg durch Artikel 5 des 
Zustimmungsgesetzes vom 11. Februar 1977 zu dem 
Oslo-Übereinkommen eingeführt worden ist (BGBL 
1977 II S. 165 ff.). 

Der Verkehrsausschuß empfiehlt in Übereinstim- 
mung mit dem mitberatenden Verteidigungsaus- 
schuß und dem mitberatenden Innenausschuß die 
Zustimmung der Vorlage. Der Ausschuß nahm mit 
Befriedigung zur Kenntnis, daß sich die Bundesre- 
gierung auf der für 1987 geplanten Kommissionssit- 
zung nachdrücklich für einen möglichst frühen 
Zeitpunkt für die vollständige Einstellung von Ver- 
brennungen auf See einsetzen werde. Durch die 
vorgeschlagene Entschließung soll die Bundesregie- 
rung in dieser Absicht nochmals bestärkt werden. 


Berichterstatter 
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